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Berlin. Es standen zwar Obsttörtchen
auf dem Verhandlungstisch des Kanzler-
amtes, aber die Süßigkeiten sorgten nicht
für eine aufgelockerte Stimmung. Ganz
im Gegenteil: Verbissen rangen die Spit-
zen von Union und SPD unter der Lei-
tung von Kanzlerin Angela Merkel am
späten Dienstagabend um Perspektiven
für die weitere Regierungsarbeit. Gut
standen die Chancen, die Bezugsdauer
beim Kurzarbeitergeld von zwölf auf 24
Monate zu verlängern. Ein weiteres
wichtiges Thema, die Reform des Bun-
destagswahlrechts, wurde in Koalitions-
kreisen als „dicker Brocken“ einge-
schätzt. Ein Ergebnis stand am späten
Dienstagabend zunächst noch nicht fest. 

Mitten in der Corona-Pandemie wäre
die Verlängerung beim Kurzarbeitergeld
eine wichtige Nachricht für Millionen
Betroffene. Bereits Mitte März hatte die
Bundesregierung den Zugang dazu er-
leichtert, am 22. April einigte sich der
Koalitionsausschuss auf eine Erhöhung.
Die Arbeitsagentur ersetzt Betroffenen
einen Teil des weggefallenen Nettoein-
kommens: Bei kinderlosen Beschäftigten

60 Prozent und bei Beschäftigten mit
Kindern 67 Prozent. Ziel ist es, Kündi-
gungen in Folge der Coronakrise zu ver-
meiden. Laut Bundesfinanzministerium
haben bereits mehr als 700.000 Betriebe
Kurzarbeit angemeldet.

Die Koalitionsspitzen hatten sich vor
ihrem Treffen bereits grundsätzlich auf
eine Verlängerung der Höchstbezugs-
dauer des Kurzarbeitergeldes geeinigt.
Die Unionsfraktion wollte die Auszah-
lung aber mit Ende des Jahres auslaufen
lassen. Bundesfinanzminister Olaf
Scholz legte nach Teilnehmerangaben
einen ausführlichen Kassenbericht vor,
wonach die Finanzierung des Kurzarbei-
tergeldes bis März 2022 gesichert sei. 

Eine noch schwierigere Debatte als
beim Kurzarbeitergeld wurde nach Ein-
schätzung aus Koalitionskreisen beim
Thema Wahlrechtsreform erwartet. Die
Stimmung war aufgeheizt, nachdem sich
CSU-Chef Markus Söder und der SPD-
Vorsitzende Norbert Walter-Borjans un-
mittelbar vor dem Koalitionstreffen ge-
genseitig Taktiererei vorgeworfen hat-
ten. Die Sozialdemokraten fürchten,
dass die Union eine Regelung will, die ihr
Vorteile schafft – und umgekehrt. Für den
Koalitionsausschuss lagen zwei Modelle

pensiert werden. Überhang- und Aus-
gleichsmandate entstehen dann, wenn
eine Partei mehr Direktmandate ge-
winnt, als ihr aufgrund des Zweitstimm-

energebnisses zustehen. Bei der letzten
Wahl entstanden so 111 zusätzliche Sitze.
CDU und CSU wollen zudem Überhang-
mandate mit Listenmandaten teilweise
verrechnen. Die SPD hingegen will bei
299 Wahlkreisen bleiben und die Größe
des Parlaments bei maximal 690 Sitzen
deckeln. Ein Durchbruch schien schwie-
rig. Die Beratungen dauerten bei Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe noch an.

Schon jetzt platzt der Bundestag aus
allen Nähten. Eigentlich sollen im Parla-
ment nur 598 Abgeordnete sitzen. Vor der
Bundestagswahl 2017 waren es aber
schon 630 Parlamentarier, aktuell müs-
sen 709 Abgeordnete und ihre Ansprüche
aus der Staatskasse finanziert werden.
Deutschland hat damit eines der größten
Parlamente weltweit, die Kosten sind gi-
gantisch: Für 2019 waren rund 974 Mil-
lionen Euro veranschlagt, 100 Millionen
mehr als ursprünglich eingeplant. Für
das laufende Jahr sind Ausgaben von
etwas mehr als einer Milliarde Euro vor-
gesehen. Der Parlamentsbetrieb könnte
kollabieren, wenn sich im September
nächsten Jahres noch mehr Abgeordnete
um Plätze, Büros und Redezeiten drän-
geln. Abhängig vom Wahlausgang sind
800 Sitze und mehr denkbar. 

vor. Die Union plädiert für eine Reduzie-
rung der Wahlkreise von 299 auf 280. Bis
zu sieben Überhangmandate sollen nicht
mehr durch Ausgleichsmandate kom-

Draußen locker, drinnen verbissen: Ein Ausflugsdampfer fährt während der Sitzung des
Koalitionsausschusses auf der Spree am Kanzleramt vorbei. Foto: Michael Kappeler/dpa 
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Karlsruhe. Traum oder Alptraum? Die
Stuttgarter Architekturkritikerin Ursu-
la Baus hat Einfamilienhäuser schon vor
neun Jahren beim Neujahrsempfang des
Bundes Deutscher Architekten (BDA) in
Baden-Baden als „Wüstenrot-Warzen“
bezeichnet. Die Grünen in Köln fordern
gleich das Ende dieses Bautyps. Damit
stehen sie nicht allein. Die Argumente
sind seit Jahren dieselben. Sie werden im
Baukulturbericht 2018/19 „Erbe – Be-
stand – Zukunft“ der Bundesstiftung
Baukultur thematisiert. Flächenver-
brauch, Verkehrsaufkommen durch
Pendler und die meist schlechte städte-
bauliche Gestaltung der Neubaugebiete
werden aufgelistet.

In der Millionenstadt Köln wollen die
Grünen das Einfamilienhaus mit radika-
len Ideen ablösen, über die der Kölner
Stadtanzeiger im vergangenen Jahr be-
richtet hat. Wohnungen sollen auf bereits
versiegelten Flächen wie Industriegebie-

ten entstehen. Parkplätze, Straßen, Glei-
se und Supermärkte könnten überbaut
werden. Auch Hochhäuser werden als
Alternative gehandelt. Unter dem Begriff
„Downsizing“ fordern die Grünen, dass
sich Menschen mit weniger Wohnraum
begnügen. Rentner könnten beispiels-
weise in Wohngemeinschaften leben.

Markus Neppl, Professor für Stadt-
quartiersplanung am Karlsruher Institut
für Technologie (KIT), geht das Verbot
von Einfamilienhäusern zu weit. „Diese
Typologie-Diskussion bringt uns nicht
weiter“, findet er. „Das Entweder-Oder
ist totaler Quatsch.“ Geschosswoh-
nungsbau passt nach Ansicht des Stadt-
planers nicht in dörflich geprägte Stadt-
teile. „Dadurch entsteht ein Riss zur ge-
wachsenen Ortsstruktur, es bilden sich
Ghettos“, warnt er. „Städtebaulich und
architektonisch ist Geschosswohnungs-
bau auf dem Dorf fast nicht möglich.“

Neppl nennt auch die Probleme des
Einfamilienhauses. Die Grundstücks-
größen sind von 1.000 Quadratmetern in
den 1960er Jahren wegen der hohen
Grundstückspreise auf 200 bis 350 Qua-
dratmeter geschrumpft. Auf diesen klei-
nen Parzellen in endloser Aneinander-
reihung lässt sich kaum gute Architektur
verwirklichen. Gleichzeitig müssen die
Bauherren 500.000 bis 800.000 Euro in-
vestieren. Dennoch ist das Interesse groß.
„Ich weiß von einem Bürgermeister aus
dem Landkreis Karlsruhe, dass sich auf
50 Baugrundstücke 500 potenzielle Bau-
herren beworben haben“, sagt Neppl.

Der Bühler Oberbürgermeister Hubert
Schnurr ist einer der wenigen deutschen
Ratshauschefs mit einem Diplom als Ar-
chitekt. Auch er warnt vor einer Verteu-
felung der Einfamilienhäuser. „Man
muss dieses Thema differenziert be-

trachten“, fordert er. „In den Stadtzen-
tren ist Geschosswohnungsbau sinnvoll.
In Bühl werden wir allenfalls in Randbe-
reichen noch Reihen- oder Doppelhäuser
genehmigen. In den dörflich geprägten
Stadtteilen kann ich mir aber nur in den
Ortszentren Geschosswohnungsbau vor-
stellen, um beispielsweise einen Platz zu
fassen. Ansonsten sind aber dort im Hin-
blick auf die kleinteilige Struktur Einfa-
milienhäuser, egal ob freistehend oder
als Doppel- oder Reihenhäuser, ange-
messen.“

Das gilt nach Auffassung von Schnurr
nicht nur für Mittelstädte wie Bühl, son-
dern auch für Großstädte wie Karlsruhe,
wo er vor seiner Zeit in Bühl als Stadt-
baudirektor tätig war. „In Höhenstadt-
teilen wie Grünwettersbach bleibt das
Einfamilienhaus die beste Lösung“,

meint Schnurr. „Entweder-Oder ist tota-
ler Quatsch. Und in den zahlreichen Ge-
bieten, für die es keinen gültigen Bebau-
ungsplan gebe, rechtlich auch gar nicht
möglich.”

Fred Gresens, Bezirksvorsitzender der
Architektenkammer Südbaden, ist be-
kannt für seine knallharten Forderungen
nach einer deutlichen Nachverdichtung
in der Stadt und auf dem Land, um den in
Baden-Württemberg dringend benötig-
ten Wohnraum zu schaffen. Mit einem
Verbot von Einfamilienhäusern kann er
sich aber dennoch nicht anfreunden.
„Das Einfamilienhaus hat seine Berech-
tigung, weil es einen Bedarf gibt“, kon-
statiert er. „Um eine Kompensation für
solche Neubaugebiete zu schaffen, soll-
ten die Ortszentren aber deutlich dichter
werden. Das gilt auch für Dörfer, in de-

Wohngebäude in der Bundesrepublik,
die aber nur 46 Prozent der Wohnungen
beherbergen. Der Baukulturbericht geht
von rund 146.000 neuen Ein- und Zwei-
familienhäusern pro Jahr aus.

Der brandneue Baukulturbericht 2020/
21 berichtet sogar, dass Wohnungen ver-
mehrt nicht in den Metropolen entste-
hen, sondern wegen der bezahlbaren
Baulandpreise überwiegend als Einfa-
milienhäuser abseits der stark nachge-
fragten Ballungszentren, auch in Baden-
Württemberg. Anfang 2019 sei deshalb
die Zahl genehmigter Einfamilienhäuser
gestiegen, während die Zahl genehmigter
Mehrfamilienhäuser und Wohnungen
zurückgegangen sei. Jeder fünfte Bau-
herr will laut Baukulturbericht unbe-
dingt neu bauen und keinen der reichlich
vorhandenen Bestandsbauten kaufen. In
Nordrhein-Westfalen soll deshalb 2025
jedes fünfte Einfamilienhaus leer stehen.

Urban Knapp, Vorsitzender der BDA-
Kreisgruppe Baden-Baden/Rastatt/Or-
tenaukreis, sieht die „Sehnsucht nach
den eigenen vier Wänden tief in unserer

Kultur verwurzelt“. „Anstatt klare inno-
vative Vorgaben zu machen, verabschie-
det man landauf landab weiter Bebau-
ungspläne, die kilometerweise Architek-
turbanalität in Neubaugebieten vorge-
ben“, klagt er. „Mit kleinen Ab-
weichungen ist alles im selben Rhythmus
Haus-Carport / Carport-Haus.“

Uninspirierte Zweckbauten neben Fer-
tighäusern im amerikanischen Südstaa-
tenstil oder pseudohistorisierende Häus-
chen mit Erker und Butzenscheiben, wie
sie Heinrich Klotz, der Gründungsdirek-
tor des ZKM in Karlsruhe, bereits 1977 in
seinem Essay „Die röhrenden Hirsche
der Architektur“ beschrieben hat, sind
nicht attraktiv. Die gelungenen Beispie-
le, die der BDA für den Hugo-Häring-
Preis als wichtigstem Architekturpreis
in Baden-Württemberg alle drei Jahre
sucht, sind Ausnahmen. 

Buchtipp
„Eine Wohnform in der Sackgasse?“

fragt Stefan Hartmann im Untertitel sei-
nes neuen Buches „(K)ein Idyll – Das
Einfamilienhaus“. Der Schweizer Jour-
nalist tut das, was Architekturhistoriker
tun sollten. Er schreibt eine Bauge-
schichte dieses Bautyps seit dem 19. Jahr-
hundert und füllt eine Forschungslücke.
Hartmann (Jahrgang 1951) schlägt den
Bogen von der Blütezeit des Einfamilien-
hauses bis in die schwierige Gegenwart.
Er wohnt selbst in einem Einfamilien-
haus. Der Auszug aus diesem kleinen Pa-
radies mit schönem Garten aus Alters-
gründen ist für ihn aktuell noch kein
Thema.

Stefan Hartmann: (K)ein Idyll – Das
Einfamilienhaus – Eine Wohnform in der
Sackgasse, Triest Verlag, 39 Euro, ISBN:
9783038630265. 

nen ich mir eine gewisse Urbanisierung
vorstellen kann. Drei Geschosse sind ver-
tretbar.”

Dass das Einfamilienhaus keineswegs
out ist, zeigen neue Buchveröffentlichun-
gen und Ausstellungen, beispielsweise
die viel beachtete Schau „Kleine Häuser
– großes Thema“ in der Architekturgale-
rie am Weißenhof in Stuttgart 2018. „Mag
sein, dass es weder der Liebling der Ar-
chitekturkritik noch der der Stadtpla-
nung ist – die Zahl der Einfamilienhäu-
ser in Deutschland wächst dennoch ste-
tig“, stichelten die Ausstellungsmacher.

Die Zahlen der Bundesstiftung Baukul-
tur im Baukulturbericht bestätigen den
Eindruck. Gab es 2004 14,4 Millionen
Einfamilienhäuser in Deutschland, so
waren es zehn Jahre später schon 15,5
Millionen. Das sind 83 Prozent der

Behagliche Idylle: In den Formen der traditionellen Moderne wurde in der Siedlung Dammerstock in Karlsruhe nach 1933 weitergebaut. 
So stellt man sich ein typisches Quartier mit Einfamilienhäusern vor. Fotos: Ulrich Coenen
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Preisgekrönt: Das Einfamilienhaus des Architekten Richard Stihler in Lahr wurde 2005 vom
Bund Deutscher Architekten (BDA) ausgezeichnet.

Vorbildlich: Das Wolkenkuckuckshaus von
ÜberRaum Architects in Seebach.
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